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lieh aus einer Reihe von Diebstahlshandlungen ergibt. In sol­
chen beispielhaft genannten Fällen liegen folglich Handlun­
gen vor, die weitere Straftaten i. S. des § 237 StPO sind und 
wegen der Besonderheit bestimmter Straftatbestände zumin­
dest teilweise im Verhältnis der Tateinheit zueinander ste­
hen. Dies sind Ausnahmen; für die Regelfälle trifft die Aus­
sage des Bezirksgerichts Suhl zu.

DT. ROLF SCHRÖDER,
Richter am Obersten Gericht

Berichtiqunq qerichtlicher Entscheidunqen 
nach § 183 StPO

Die Entscheidung des Gerichts (Urteil oder Beschluß) soll 
nach Inhalt und Form so beschaffen sein, daß bei Weiterbe­
stehen der gleichen Voraussetzungen, die zum Erlaß dieser 
Entscheidung geführt haben, in der gleichen Strafsache gegen 
denselben Angeklagten kein nochmaliges Verfahren über 
dasselbe Entscheidungsthema erforderlich wird. Ist mit der 
Verkündung der Entscheidung begonnen worden oder ist die 
Entscheidung (durch Zustellung oder durch formlose Mittei­
lung) an die Verfahrensbeteiligten gelangt oder anderen Per­
sonen außerhalb des Gerichts zur Kenntnis gekommen, darf 
dasselbe oder ein anderes Gericht gleicher Instanz die Ent­
scheidung — außer in den gesetzlich bestimmten Ausnahmen 
wie z. B. §§ 119 Abs. 1, 3 und 4, 132 Abs. 1,' 197 Abs. 6, 306 
Abs. 3, 335 Abs. 1 StPO — in ihrem sachlichen Inhalt nicht 
mehr verändern. Sachliche Veränderungen des Entscheidungs­
inhalts sind in diesem Zusammenhang: Widerruf, Aufhebung 
oder sinnverändernde Ergänzung der Entscheidung oder ihr 
Ersatz durch eine Entscheidung anderen Inhalts.

Nur in den strengen Grenzen des § 183 StPO ist eine Be­
richtigung von Entscheidungen zulässig. Dabei muß sorgfältig 
zwischen einer den Entscheidungsinhalt betreffenden sachli­
chen Änderung und einer nur äußere (formale) Mängel der 
Entscheidung beseitigenden Berichtigung unterschieden wer­
den. Weil die sachliche Änderung auf neuen Erwägungen 
beruht und neue Fakten in den Entscheidungsinhalt hinein­
trägt, ist sie als Gegenstand einer Berichtigung unzulässig.

Aus dem Inhalt der Entscheidung erkennbare Schreibfeh­
ler oder andere offensichtliche Unrichtigkeiten sind nicht 
Bestandteil der Rechtsprechung. Sie erlangen keine Rechts­
kraft. Zu ihrer Beseitigung bedarf es keines Rechtsmittel­
verfahrens, sondern lediglich des Berichtigungsbeschlusses. 
Dieser Beschluß ist zugunsten wie zu ungunsten des Be­
schuldigten bzw. Angeklagten zulässig. Unter der Voraus­
setzung, daß der zu beseitigende Schreibfehler bzw, die 
Unrichtigkeit offensichtlich ist, darf der Vorsitzende des 
Gerichts den Berichtigungsbeschluß auf Antrag eines der 
Berechtigten (des Staatsanwalts, Angeklagten und ggf. Ge­
schädigten) oder von Amts wegen jederzeit erlassen. Das gilt 
selbst dann, wenn dadurch einem bereits eingelegten Rechts­
mittel gegen die betreffende Entscheidung der Boden ent­
zogen wird.

Offensichtliche Schreibfehler sind z. B. die falsche Schreib­
weise eines Namens, eine falsche Bezeichnung von Betrie­
ben, die falsche Wiedergabe des Kennzeichens eines einge- 
zogenen Gegenstands oder andere falsche Daten. Sie sind 
der Berichtigung zugänglich. Dasselbe gilt für Schreibfehler, 
die bei der Abschrift einer in der Urteilsbegründung wörtlich 
angeführten Urkunde oder beim Zitat einer Zeugenaussage 
in der Sachverhaltsdarstellung verursacht worden sind.

Unter dem Begriff „ähnliche offensichtliche Unrichtigkei­
ten“ i. S. des § 183 StPO sind z. B. klar ersichtliche Rechen­
fehler, unzureichende Formulierungen für das, was das Ge­
richt eigentlich ausdrücken wollte, mißverständliche Dar­
stellungen oder falsche rechtstechnische Bezeichnungen zu 
verstehen. Offensichtlich unrichtig ist z. B. der Schuldaus­
spruch eines Urteils mit dem Wortlaut „Vergehen des Tot­
schlags“, weil diese Straftat ausnahmslos ein Verbrechen i. S. 
des § 1 Abs. 3 Satz 1 StGB ist. Offensichtlich unrichtig wäre 
z. B. auch in einem Beschluß über die Befreiung von den 
Folgen einer Fristversäumung (§§ 79 ff. StPO) der Ausdruck 
„Wiedereinsetzung in den vorigen Stand“ oder in einer Ent­
scheidung über die Straftat des pflichtwidrigen Verhaltens 
nach einem Verkehrsunfall der Ausdruck „Fahrerflucht“. Ist 
in den Urteilsgründen der Tatbestand der schweren Brand­
stiftung gemäß § 186 StGB beschrieben, im Urteilstenor aber 
nur das Wort „Brandstiftung“ ohne den Zusatz „schwere“

enthalten, ist eine Berichtigung nach § 183 StPO ebenfalls 
zulässig.

Von der Berichtigung nach § 183 StPO ist die Auslegung 
des Urteils gemäß § 356 StPO zu unterscheiden. § 356 StPO 
ist nur auf ein rechtskräftiges Urteil im Stadium der Ver­
wirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit anwendbar, wenn die im Gesetz beschriebenen 
Zweifel bestehen. Nach § 183 StPO ist hingegen jederzeit die 
Berichtigung zweifelsfrei bestehender Schreibfehler und 
ähnlicher offensichtlicher Unrichtigkeiten in der Entschei­
dung (also Urteil oder Beschluß) zulässig. Für beide Verfah­
renseinrichtungen ist es unzulässig und gesetzwidrig, den 
Inhalt der Entscheidung im Tenor oder in den Gründen sach­
lich zu verändern oder zu überschreiten.1

Unzulässig ist z. B. ein Berdchtigungsbeschluß
— wenn im Urteilstenor ein Tätigkeitsverbot ohne Angabe 

der Dauer (§ 53 Abs. 5 StGB) ausgesprochen wurde,
— wenn bei der Verurteilung eines Jugendlichen wegen 

Urkundenfälschung im Urteilstenor Jugendhaft (§ 74 
StGB) ausgesprochen wurde, obwohl § 240 StGB keine 
Haftstrafe vorsieht,

— wenn bei einer Verurteilung auf Bewährung im Urteils­
tenor für den Fall der Verletzung der Bewährungspflich­
ten eine zu hohe Freiheitsstrafe angedroht wurde, die 
herabgesetzt werden soll.
So hatte ein Kreisgericht unter solchen Bedingungen im 

Urteil eine Freiheitsstrafe von einem Jahr und sechs Mona­
ten angedroht. Acht Tage nach der Urteilsverkündung er­
ließ es einen Berichtigungsbeschluß, in dem es die angedrohte 
Freiheitsstrafe auf sechs Monate herabsetzte. Das Bezirksge­
richt, das diese Entscheidung kassierte, führte hierzu u. a. 
aus, daß der Berichtigungsbeschluß das Gesetz verletzt, weil 
grundsätzlich sachliche Änderungen des Urteils nach Verkün­
dung nicht mehr zulässig sind. Zu Recht hat es auch kriti­
siert, daß das Kreisgericht in seinen Urteilsgründen die Höhe 
der angedrohten Freiheitsstrafe nicht angegeben hat.1 2 Aber 
selbst ohne diesen Mangel in den Urteilsgründen wäre die 
geschilderte Berichtigung des Urteilstenors picht, zulässig 
gewesen, weil damit die Sache selbst berührt und eine sach­
liche Änderung des Urteils vorgenommen wird. Diese inhalt­
liche Änderung des Urteilstenors wäre auch im Wege der 
Urteilsauslegung unzulässig. Hat es z. B. das Gericht ver­
säumt, für den Fall der Nichtbewährung im Urteilstenor eine 
Freiheitsstrafe anzudrohen, ist et nicht zulässig, diesen Man­
gel im Wege der Auslegung der Entscheidung (§ 356 StPO) 
zu beheben, da es sich um eine inhaltliche Änderung des Ur­
teilstenors handeln würde. Eine solche Änderung darf auch 
dann nicht erfolgen, wenn in den Urteilsgründen die anzu­
drohende Freiheitsstrafe angeführt wird.3 Dieser vom Ober­
sten Gericht ausgesprochene Rechtsgrundsatz gilt erst recht 
für die noch viel engeren Grenzen der Berichtigung.

Eine falsche Rechtsauffassung als Ursache der Wider­
sprüchlichkeit einer Entscheidung darf nicht im Wege einer 
Berichtigung der Entscheidung beseitigt werden, weil damit 
der materiellrechtliche Inhalt der Entscheidung verändert 
werden würde. Auch der Inhalt der Sachverhaltsdarstellung 
einer Entscheidung darf nicht durch eine Berichtigung sach­
lich verändert werden. Solche Veränderungen sind nur im 
Rechtsmittel- oder Kassationsverfahren zulässig.

Die Berichtigung ist sowohl vor als auch nach Rechtskraft 
der zu berichtigenden Entscheidung möglich. Allerdings be­
deutet der Terminus „jederzeit“ nicht, daß eine entspre­
chende Antragstellung oder Anregung endlos praktiziert wer­
den kann. Vielmehr ist davon auszugehen, daß der von der 
Entscheidung Betroffene einen vertretbar langen Zeitraum 
zur Verfügung hatte, um sich mit dem Inhalt der Entschei­
dung auseinanderzusetzen und ggf. einen entsprechenden 
Antrag auf Berichtigung zu stellen.

Auch in diesem Zusammenhang wird sichtbar, wie wich­
tig die Wahmahme der richterlichen Pflicht zur sorgfältigen 
Formulierung von Entscheidungen ist, um von vornherein 
spätere Berichtigungen zu vermeiden. Vor einer Berichtigung 
muß in jedem Fall streng geprüft werden, ob sie unter den 
engen Voraussetzungen des § 183 StPO auch zulässig ist.

Prof. em. Dr. sc. RUDOLF HERRMANN, Halle 
Dr. MANFRED LEHMANN,
Stellv. Direktor des Bezirksgerichts Leipzig

1 Zu den Voraussetzungen der Anwendung des Auslegungsbe- 
schlusses gemäß § 356 StPO bei fehlerhafter oder widersprüchlicher 
Tenorierung von Strafurteilen vgl. OG, Kollegium für Strafrecht, 
in: Informationen des Obersten Gerichts 1980, Nr. 5, S. 23 ff.

2 Vgl. BG Erfurt, Urteil vom 12. Juli 1982 - BSK 6/82.
3 Vgl. OG, Urteil vom 9. Februar 1981 — 4 OSK 4/81 — (Informationen 

des Obersten Gerichts 1981, Nr. 3, S. 30).


